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Die Kleine Anfrage 41 der Herren Abgeordneten Dr. Atzenroth, 

Gibbert und Genossen beantworte ich wie folgt: 

Zu Frage 1 

1 . Im Lande Rheinland-Pfalz wurden in den letzten Jahren größere 
Bauvorhaben der amerikanischen Besatzungsmacht durdigeführt. 
Die amerikanischen Dienststellen haben die Bauaufträge ohne 
Einflußnahme deutscher Behörden auf dem Submissionswege an 
sogenannte Generalunternehmer vergeben. Bei der Durchführung 
der Baumaßnahmen wurden von den Generalunternehmern im 
wesentlichen Subunternehmer eingeschaltet. 

Die Sozialversicherungsträger im Lande Rheinland-Pfalz haben 
folgendes festgestellt: Zur Übernahme der Bauaufträge hatten 
sich laufend orts- bzw. landfremde Bauunternehmer bereit ge- 
funden. Es handelte sich teilweise um Unternehmer, die an 
ihrem festen Wohnsitz nicht nur ohne Arbeit, sondern sehr oft 
auch ohne eigene Mittel waren. Die Generalunternehmer kamen 
zum Teil, wahrscheinlidh wegen unzureichender Angebotspreise, 
ihren Zahlungsverpflichtungen gegenüber den Subunternehmern 
nicht nach. Als Folge davon ergaben sich bei den Subunter- 
nehmern auf dem Gebiete der Sozialversicherung Beitragsrück- 
stände, die in den meisten Fällen uneinbringlich waren. Die 
gleiche Lage bestand auch im Zusammenhang mit den Arbeiten 
am Flugplatz Hahn (Hunsrück). 

Die Bemühungen der deutschen Behörden, die Generalunternehmer 
zur Übernahme entsprechender Garantien hinsichtlich der Leistungs- 
fähigkeit ihrer Subunternehmer zu veranlassen, blieben ohne 
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Erfolg.. Auch der dcutsclie Vorschlag, die amerikanische Be- 
satzungsmacht möge sich bei der Vergabe ihrer Bauaufträge be- 
reitfinden, den Generalunternehmern im Hinblick auf die Sozial- 
vcrsicherungsbeiträge eine entsprechende Haftpflicht aufzucrlegen, 
wurde nicht berücksichtigt. 

2. Eine Bezahlung der bei der in der Kleinen Anfrage erwähnten 
Allgemeinen Ortskrankenkasse für den Kreis Zell (Mosel) ent- 
standenen Beitragsrückstände zu Lasten des Alliierten Besatzungs- 
kosten- und Auftragsausgabenhaushalts wäre nur zulässig, wenn 
sich die amerikanische Besatzungsmacht hierzu bereitfinden würde. 
Dahingehende Vorstellungen zu erheben, erscheint jedoch aus- 
sichtslos, da sich die Besatzungsmacht mit Recht darauf berufen 
wird, daß sie auf Grund der Requisitionsaufträge nur mit den 
Generalunternehmern, nicht aber mit deren Auftragnehmern 
(Subunternehmern) in Rechtsbeziehungen getreten und daß sie 
den daraus sich ergebenden Verpflichtungen nachgekommen sei. 

Bei den Beitragsrückständen der Krankenkasse handelt es sich 
auch nidit um einen durch die Anordnung der Besatzungsmacht 
unmittelbar verursachten Vermögensnachteil, sondern vielmehr um 
die Folge einer Unterlassung der mit der ßesatzungsmacht nidit 
in Rechtsbeziehungen stehenden Subunternehmer. Infolgedessen 
besteht auch keine Möglichkeit, zur Deckung der Beitragsrückstände 
Mittel des Haushalts der Verteidigungsfolgekosten (Kap. 3511 
des Bundeshaushalts) in Anspruch zu nehmen. Im übrigen stehen 
auch sonstige Bundcsmittel, aus denen der Allgemeinen Orts- 
krankenkasse des Kreises Zell (Mosel) im Zusammenhang mit 
den außerordentlidien Beitragsrückständen ein Zuschuß gewährt 
werden könnte, nicht zur Verfügung. 

Zu Frage 2 

1 . Im Hinblick auf die vielfachen Mißstände, die sich bisher bei 
der Vergabe der im Rahmen des Amerikanischen Besatzungs- 
kosten- und Auftragsausgabenhaushalts durchzuführenden Baumaß- 
nahmen ergeben hatten, hat das Bundesministerium der Finanzen 
mit der Amerikanischen Hohen Kommission eine Vereinbarung 
vom 8. März 1954 (veröffentl cht im Ministerialblatt der Finanzen 
1954 S. 190) geschlossen, wonach künftig dte ßaumaßnahmen der 
amerikanischen Streitkräfte im wesentlichen durch die deutsche 
Bauverwaltung durchgeführt werden. Damit ist aucE die Durch- 
führung der Bauten der amerikanischen Besatzungsmacht in der 
Weise geregelt worden, daß künftig bei der Vergabe der Bau- 
aufträge die deutschen Bauvergabe- und Bauvertragsvorschriften 
angewandt werden. 

2. Schon vor dem Abschluß der in Nr. 1 erwähnten Vereinbarung 
vom 8. März 1954 hat die Alliierte Hohe Kommission im Zu- 
sammenhang mit der Errichtung eines Flugplatzes im Gebiet 
Büchel (Eifel) auf Veranlassung des Bundesministeriums der Fi- 
nanzen der deutschen Bauvcrwaltung bei der Auswahl der Bau- 
unternehmer einen maßgeblichen Einfluß eingeräumt. Damit ist 
die Gewähr gegeben, daß uneinbringliche Beitragsrückstände zur 
Sozialversicherung in dem in der Kleinen Anfrage Nr. 41 erwähn- 
ten Umfange künftig nicht mehr entstehen. 


Schaffer 



